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Der im VEBV. in L. beschäftigte Kläger hat beim Verklag­
ten, einem VEB mit Sitz in B., einen Neuerervorschlag ein­
gereicht. Nachdem dem Kläger vom Verklagten mitgeteilt wor­
den war, daß ihm ein Vergütungsanspruch für diesen Vor­
schlag nicht zustehe, hat der Kläger beim Kreisgericht' L. 
Klage erhoben und beantragt, den Streitfall vor diesem für 
seinen Wohnsitz zuständigen Kreisgericht zu verhandeln und 
zu entscheiden.

Das Kreisgericht hat entgegen dem Antrag die Sache un­
ter Bezugnahme auf § 25 Abs. 2 Satz 1 ZPO an das für den 
Sitz des Verklagten zuständige Kreisgericht В. verwiesen.

Gegen diese Entscheidung hat der Kläger Beschwerde 
eingelegt und beantragt, die Zuständigkeit des Kreisge­
richts L. festzustellen.

Der Verklagte hat beantragt, die Beschwerde abzuwei­
sen. ,

Die Beschwerde hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Da der Kläger beim Verklagten in keinem Arbeitsrechtsver- 
hält steht, war er berechtigt, wegen der von ihm geltend 
gemachten Vergütungsforderung für den Neuerervorschlag 
ohne Anrufung der Konfliktkommission beim Kreisgericht 
Klage zu erheben (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 der 1. DB zur ZPO).

Das Kreisgericht hat im angefochtenen Beschluß zutref­
fend zum Ausdruck gebracht, daß nach § 25 Abs. 2 Satz 1 
ZPO dasjenige Kreisgericht zuständig ist, in dessen Bereich 
der Betrieb seinen Sitz hat, wenn die Konfliktkommission 
über den Streitfall nicht beraten und entscheiden muß.

Es konnte jedoch der Auffassung des Kreisgerichts nicht 
gefolgt werden, daß dem Antrag des Klägers, die Sache vor 
dem für seinen Wohnsitz zuständigen Kreisgericht zu ver­
handeln, nicht entsprochen werden kann. Der Senat vertritt 
den Standpunkt, daß im vorliegenden Fall für die Zuständig­
keit des Kreisgerichts § 25 Abs. 3 ZPO entsprechend an­
zuwenden ist. Die entsprechende Anwendung ergibt sich dar­
aus, daß ein sog. betriebsfremder Neuerer einem solchen 
Werktätigen gleichzustellen ist, der aus dem Betrieb ausge­
schieden ist. Dieser Werktätige hat die Möglichkeit, bei dem 
für seinen Wohnsitz zuständigen Kreisgericht eine Klage zu 
erheben, wenn er es wegen der leichteren Wahrnehmung sei­
ner Interessen beantragt und dadurch die Aufklärung des 
Sachverhalts nicht wesentlich erschwert wird.

Der Begründung des Kreisgerichts, daß alle im Vorfeld 
des Verfahrens Beteiligten in B. ihren Sitz haben und die 
Durchführung des Verfahrens in L. den gesellschaftlichen 
Aufwand um ein Vielfaches erhöhen würde, so daß deshalb 
dem Antrag des Klägers nicht entsprochen werden könne, 
kann nicht gefolgt werden.

Diese Auffassung würde im Ergebnis dazu führen, daß 
jeder Streitfall wegen Vergütungsforderungen aus einem 
Neuerervorschlag dann, wenn der Neuerer betriebsfremd ist, 
vor demjenigen Kreisgeficht zu verhandeln wäre, in dessen 
Bereich sich der Sitz des Betriebes befindet, da in diesen 
Streitfällen erfahrungsgemäß in der Regel eine Beweisauf­
nahme erforderlich ist. Eine solche Auslegung des § 25 Abs. 3 
ZPO würde letztlich zur Folge haben, daß dann immer der 
Werktätige, der einen Neuerervorschlag eingereicht hat, 
Reisezeiten usw. auf sich nehmen müßte, wenn — wie im vor­
liegenden Fall — der Betrieb seinen Sitz in einer anderen 
Stadt hat als der, in der der Werktätige wohnt und arbeitet.

Der Senat vertritt vielmehr die Auffassung, daß bei 
exakter Vorbereitung der mündlichen Verhandlung der 
Streitfall in einem Termin abgeschlossen werden kann, so 
daß das Argument, die Aufklärung des Sachverhalts werde 
bei Verhandlung der Sache vor dem angerufenen Kreisge­
richt wesentlich erschwert, nicht stichhältig ist.

Da der Kläger seinen Wohnsitz in L. hat, war somit sein 
Antrag, diesen Streitfall vor dem Kreisgericht L. zu verhan­
deln, begründet.

Der Beschluß des Kreisgerichts war deshalb aufzuheben 
und die Sache an das Kreisgericht L. zur Verhandlung und 
Entscheidung zurückzuverweisen.

Zivilrecht
§§ 371, 372, 375, 413, 423, 15, 34 Abs. 2 ZGB.
1. Zur Auslegung des Inhalts und Umfangs eines Testaments.
2. Derjenige, dem der Erblasser nur einzelne Gegenstände 
zuwendet, ist grundsätzlich nicht als Erbe anzusehen. Wer­
den jedoch dem Begünstigten Gegenstände von erheblichem 
Wert, insbesondere Grundstücke und Gebäude, zugewendet, 
die einen beachtlichen Teil des Nachlasses ausmachen, dann 
ist davon auszugehen, daB der Erblasser über einen Teil sei­
nes Nachlasses durch Erbeinsetzung verfügt hat.
3. Hat ein Erblasser, der testamentarisch Erben für einen 
Teil seines Nachlasses eingesetzt hat, nicht ausdrücklich be­
stimmt, daß weitere Erben auch Erben des gesamten Nach­
lasses sind, dann steht den weiteren Erben kein Erstattungs­
anspruch hinsichtlich des Nachlasses zu, über den der Erblas­
ser testamentarisch verfügt hat.
4. Im Verfahren zur Auslegung eines Testaments ist das Ge­
richt nicht an die vom Staatlichen Notariat im Erbscheins­
verfahren vorgenommene Auslegung und an den erteilten 
Erbschein gebunden.
5. Wenn es auch im Interesse der Erben erstrebenswert ist, 
die gesamte Erbschaft nach Begleichung der NachlaBver- 
bindlichkeiten zu teilen, widerspricht aber eine teilweise 
Erbauseinandersetzung keinesfalls dem Gesetz. Eine solche 
ist nur dann nicht zulässig, wenn dadurch die Rechte von 
Miterben oder anderen Personen beeinträchtigt werden kön­
nen.
6. An einem zu einem Nachlaß gehörenden Grundstück kön­
nen mehrere Erben nur Miteigentum und nicht Gesamteigen­
tum begründen.
OG, Urteil vom 28. Februar 1985 — 2 OZK 2/85.

Die verstorbene Mutter1-der Prozeßparteien hat ein Testa­
ment vom 2. Dezember 1975 hinterlassen, das wie folgt lau­
tet: „Mein letzter Wille! Mein Vermögen teile ich wie folgt: 
Das Wohnhaus und die Waschküche soll meine Tochter 
Hanna mit Grund und Boden haben, alle anderen Gebäude 
soll mein Sohn Eberhard haben.“

Das Staatliche Notariat hat daraufhin einen Erbschein 
erteilt, der die beiden Kläger und den Verklagten als Erben 
der Erblasserin zu je 1/3 des Nachlasses ausweist.

In der Nachlaßakte befindet sich eine weitere letztwil­
lige Verfügung der Erblasserin vom 2. Dezember 1975, die 
fast den gleichen Wortlaut wie das genannte Testament hat. 
Sie enthält darüber hinaus Bestimmungen über die Nutzung 
der Gebäude und des Nachlaßgrundstücks durch die beiden 
Kläger und schließt mit den Worten: „Mein Sohn Jochen 
verzichtet auf alles, weil er selbst ein Grundstück hat.“

Die auf dem Grundstück befindlichen Gebäude werden 
von den Klägern Hanna St. und Eberhard D. bewohnt. Der 
Einheitswert des Grundstücks beträgt 9 900 M. Es ist noch 
weiterer Nachlaß, nämlich Haushaltsgegenstände, Schmuck, 
landwirtschaftliche Geräte sowie ein Sparkonto mit einem 
Guthaben von etwa 4 ООО M vorhanden.

Die Kläger vertreten die Auffassung, daß das Testament 
eine Teilungsanordnung enthalte und sie danach berechtigt 
seien, die Übertragung des Eigentums an dem Nachlaßgrund­
stück auf sich zu verlangen. Lediglich der übrige Nachlaß 
sei zu gleichen Teilen unter den drei Erben — den Klägern 
Hanna St. und Eberhard D. sowie dem Verklagten Jochen D. 
— zu verteilen.

Die Kläger haben beantragt, den Verklagten zu verurtei­
len, in die Übertragung des Nachlaßgrundstücks an die Klä­
ger zu Gesamteigentum einzuwilligen.

Der Verklagte hat sich dem Antrag der Kläger ange­
schlossen und weiter beantragt, die Kläger als Gesamt­
schuldner zu verurteilen, Zug um Zug gegen die Einwilli­
gung in die von ihnen begehrte Eigentumsänderung an den 
Verklagten einen noch festzulegenden Erstattungsbetrag in 
Höhe von 1/3 des Zeitwerts des Nachlaßgrundstücks zu zah­
len. Er geht dabei davon aus, daß das Testament eine 
Teilungsanordnung enthalte. Aus der letztwilligen Verfügung 
der Erblasserin sei jedoch nicht zu entnehmen, daß er vom 
Nachlaß weniger erhalten solle als die Kläger. Davon sei 
auch das Staatliche Notariat bei der Erteilung des Erbscheins 
ausgegangen.

Die Kläger haben beantragt, den Antrag des Verklagten 
auf Zahlung eines Erstattungsbetrags abzuweisen.

« Das Kreisgericht hat den Verklagten verpflichtet, in die 
Übertragung des Eigentums an dem Nachlaßgrundstück auf


